
Dieses Dokument dient als Antrag zur Befriedigung der arbeitsrechtlichen Ansprüche, die der insolvente Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nicht ausgezahlt hat


 Abdruck des Präsentationsstempel der örtlich zuständigen Sozialversicherungsanstalt mit dem Datum
	A. Antragsteller

	Name
	Geburtsname

	Vorname
	Titel

	Geburtsnummer

	Geburtsdatum
	Geburtsort

	Ausweis Nr./ Reisepass Nr.

	Staatsangehörigkeit
	Versicherungsnummer im Ausland

	Tel. Nr.


	Mobil
	E-Mail

	B. Aufenthalt

	Gemeinde

	Gemeindeteil

	Straße

	Nummer
	PLZ

	C. Kontaktadresse auf dem Gebiet der Slowakischen Republik, wenn diese nicht mit der Adresse des ständigen Aufenthalts identisch ist

	Gemeinde


	Gemeindeteil

	Straße


	Nummer
	PLZ

	D. Arbeitgeber

	Name


	Standort


	Gemeinde

	Gemeindeteil

	Straße

	Nummer

	PLZ

	E. Arbeitsrechtliches Verhältnis (kreuzen Sie alle abgeschlossenen arbeitsrechtlichen Verhältnisse mit dem genannten Arbeitgeber)

	(  Arbeitsverhältnis                                      von                            bis
	(  Arbeitsvereinbarung                 von                                  bis 

	(  Genossenschaftsmitglied, mit dem
      Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft      von                            bis
	(  Arbeitstätigkeitabkommen        von                                  bis 

	
	(  Studentenarbeitsvereinbarung von                                  bis

	Die Tätigkeit des Arbeitnehmers habe ich auf dem Gebiet ...................................... oder gewöhnlich auf dem Gebiet ........................................ ausgeübt (Land anführen)

	Beim Schließen des arbeitsrechtlichen Verhältnisses wurde ich schriftlich auf die Insolvenz des Arbeitgebers hingewiesen                       (* Ja    (* Nein

	Ich bin / war statutarisches Organ oder Mitglied des statutarischen Organs des Arbeitgebers und hat/hatte mindestens 50 % Anteil an Vermögen des Arbeitgebers  

                                                                                                                                           (* Ja    (* Nein

	F. Datum der Entstehung der Insolvenz

	Den Tag der Zustellung des Insolvenzerklärung-Antrags bei dem zuständigen Gericht oder Tag der Ausgabe                                                 ((  ((  ((((
Des Beschlusses des Gerichtes über die Insolvenzverfahren-Einleitung anführen, wenn das Gericht das Insolvenzverfahren                                                

ohne Vorschlag laut Sondervorschrift in Form TT.MM.JJJJ eingeleitet hat                                                    

	G. Geltend gemachte Ansprüche aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis und deren Höhe

	(*  für 3 Monate von letzten 18 Monaten der Dauer des arbeitsrechtlichen Verhältnisses, die dem Beginn der Insolvenz vorangehen 

             (wenn das arbeitsrechtliche Verhältnis vor dem Tag der Entstehung der Insolvenz beendet hat oder das arbeitsrechtliche Verhältnis dauert/dauerte nach dem Tag der 
             Entstehung der Insolvenz)

(*  für 3 Monate von letzten 18 Monaten der Dauer des arbeitsrechtlichen Verhältnisses, die dem Tag der Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses vorangehen 
             (wenn das arbeitsrechtliche Verhältnis nach dem Tag der Entstehung der Insolvenz beendet hat)
                                                                        von – bis                                           von – bis                                            von – bis                                          von – bis

	Zeitraum 
	
	
	
	

	Höhe der geltend gemachten arbeitsrechtlichen Ansprüche
	
	
	
	

	

	H. Gerichtskosten

	Ich beanspruche Gerichtskosten in Zusammenhang mit der Geltendmachung der Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis vor Gericht                                                                           einschließlich Rechtsvertretungskosten                                                                                                    (* Ja    (* Nein
                                                   

	I. Angaben über den Bezug der Leistungen in materieller Not und Beiträge zur Leistung in materieller Not

	Für den Zeitraum, während dessen meine Ansprüche aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis                                                                            (* Ja    (* Nein
nicht befriedigt wurden, wenn ich Bezieher der Leistungen in materieller Not und Beiträge zur Leistung in materieller Not war                         

	J.    Rentenangaben

	Ich bin Bezieher der Rente (Type der Rente anführen) ..................................................................................................................................................................................

	K. Die Garantieversicherungsleistung, bitte, wie folgt auszahlen

	(* in bar (mit Auszahlung-Postanweisung)

	     (* auf die Daueraufenthalt-Adresse
	     (*  auf die Kontaktadresse

	(* Banküberweisung auf das Konto

	Vornummer  ((((((            Kontonummer      ((((((((((                 Bank Code    ((((
IBAN         ((((  ((((  ((((  ((((  ((((  ((((  z.B. SK47 8180 5000 1370 0012 3459
Ich bin der Inhaber des genannten Kontos                                                                                                                                                           (* Ja   (* Nein
Der Inhaber meines Kontos ist der Ehemann / die Ehefrau, ich bin berechtigt, über die Geldmittel auf dem genannten Konto zu verfügen und der Ehemann/die Ehefrau ist mit der Überweisung der Garantieversicherungsleistung auf sein/ihr Konto einverstanden  

                                                                                                                                                                                                                (*  Ja    (* Nein 

Die Leistungen werden auf das Konto des Empfängers in der Bank oder in der Niederlassung der ausländischen Bank überweisen. Auf den schriftlichen Antrag des Beziehers der Leistung wird die Leistung auf das Konto des Ehemannes (der Ehefrau) in der Bank oder der Niederlassung der ausländischen Bank überwiesen, wenn der Ehemann (die Ehefrau) in der Zeit des Bezugs der Leistung das Recht hat, über die Geldmittel auf diesem Konto zu verfügen, und wenn der Ehemann/die Ehefrau mit diesem Vorgang der Leistungsüberweisung einverstanden ist.

	L. Erklärung des Antragstellers

	(1) Ich stimme zu, dass meine zu Zwecken der Garantieversicherungsleistung zur Verfügung gestellten Personendaten in de Informationssystem der Sozialversicherungsanstalt verarbeitet werden.

(2) Ich stimme zu, dass die Sozialversicherungsanstalt die Personendaten, Geburtsnummer, bzw. Geburtsdatum bei sämtlichen Auszahlungen der Garantieversicherungsleistung, die mir mittels Auszahlung-Postanweisung zugesandt werden, der Slowakischen Post zur Verfügung stellt.              

(3) Ich bestätige die Vollständigkeit und Wahrhaftigkeit der Angaben mit meiner Unterschrift.

(4) Ich bin mir bewusst der Rechtsfolgen aus den falsch genannten Angaben sowie der Pflicht, die ungerecht ausgezahlten Garantieversicherungsleistungen zu rückerstatten.

(5) Ich bin mir der Notwendigkeit bewusst, jegliche Änderung der Angaben der zuständigen Niederlassung der Sozialversicherungsanstalt mitzuteilen.

Datum: (( (( ((((                                                                                   Unterschrift des Antragstellers: ....................................................................

	M. Anlagen (ankreuzen)

	( Fotokopie des Gerichtsbeschlusses über den Lohnersatz bei der ungültigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses
( Fotokopie des Gerichtsbeschusses über die Zuerkennung der Gerichtskosten, die in Zusammenhang mit der Geltendmachung der Ansprüche aus de, arbeitsrechtlichen Verhältnis des Arbeitnehmers vor Gericht, einschließlich Rechtsvertretungskosten, entstanden
( Fotokopie des Arbeitsvertrags
( Fotokopie der Arbeitsvereinbarung
( Fotokopie des Arbeitstätigkeitsabkommens
( Fotokopie der Studentenarbeitsvereinbarung
( Fotokopie des Dokuments über die Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses (vorlegen, wenn das arbeitsrechtliches Verhältnis beendet wurde)

( Iné.................................................................................................................................................................................................................................


Belehrung:
(1) Wenn der Arbeitgeber insolvent wird - § 12 Gesetz Nr. 461/2003 der Gesetzsammlung über die Sozialversicherung in Fassung künftiger Vorschriften (nachfolgend „Gesetz“) und die Ansprüche seiner Arbeitnehmer aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis nicht befriedigen kann, werden diese Ansprüche aus der Garantieversicherung (nachfolgend „GP“) anhand des Antrags des Arbeitnehmers (nachfolgend „Antragsteller“) befriedigt.

(2) Der Antragsteller kann den Anspruch auf die GP-Leistung höchstens im Umfang und für den Zeitraum der letzten drei Monate von den letzten 18 Monaten der Dauer des arbeitsrechtlichen Verhältnisses geltend machen, die dem Beginn der Insolvenz vorangehen oder zum Tag der Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses aus dem Grund der Insolvenz, die der Arbeitgeber nicht befriedigt hat (§ 103 Abs. 2 des Gesetzes). 

(3) Die GP-Leistung ist höchstens im Betrag des Dreifachen eines Zwölftelns allgemeiner Bemessungsgrundlage, die zum Tag der Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers bestimmt ist. Wenn die Insolvenz im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni des Kalenderjahres entstand, wird die allgemeine Bemessungsgrundlage verwendet, die in dem Kalenderjahr gültig war, das zwei Jahre dem Kalenderjahr voranging, in dem die Insolvenz entstand. Wen die Insolvenz im Zeitraum von 1. Juli bis 31. Dezember entstand, wird die allgemeine Bemessungsgrundlage verwendet, die in dem Kalenderjahr gültig war, das dem Kalenderjahr voranging, in dem die Insolvenz entstanden war (§ 103 Abs. 3, § 11 Abs. 1 des Gesetzes).

(4) Der Antragsteller ist verpflichtet, die Informationen dem Arbeitgeber, vorläufigen Verwalter oder Verwalter mitzuteilen, die in Zusammenhang mit der Bestätigung der der Ansprüche aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis erforderlich sind.    
(5) Der Antrag auf die GP-Leistung wird vom Antragsteller bei der Niederlassung der Sozialversicherungsanstalt (nachfolgend „Niederlassung“), die laut Ort der Fachabteilung des Arbeitnehmers zuständig ist, die die Lohnevidenz führt, oder laut Standort des Arbeitgebers oder seiner Niederlassung, wenn die Lohnevidenz von einer anderen Rechtsperson oder natürlichen Person geführt wird, oder wenn die Abteilung, die die Lohnevidenz führt, außerhalb des Gebietes der Slowakischen Republik ist, in der Frist von  60 Tagen von der Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers oder von der Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses aus dem Grund der Insolvenz des Arbeitgebers gestellt.
(6) Der Arbeitgeber, vorläufiger Verwalter oder Verwalter sind verpflichtet, die Ansprüche aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis laut § 102 Abs. 1 des Gesetzes für die letzten drei Monate des arbeitsrechtlichen Verhältnisses vor der Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers oder für die letzten drei Monate vor der Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses dem Arbeitnehmer zu bestätigen.

(7) Im Falle der Nichtbestätigung der für die Gewährung der GP-Leistung erforderlichen Angaben, wird die Niederlassung dem Antragsteller, der die Entstehung des Anspruchs auf die GP-Leistung nachweist, den Vorschuss auf diese GP-Leistung in der Höhe höchstens in den Betrag des Lebensminimums für eine volljährige natürliche Person für jeden Kalendermonat auszahlen. 

(8) Der Unterschied zwischen dem ausgezahlten Vorschuss auf die GP-Leistung mit dem Anspruch auf die GP-Leistung wird dem Arbeitnehmer nachgezahlt, wenn der Arbeitgeber, vorläufiger Verwalter oder Verwalter die gewünschten Angaben spätestens innerhalb von einem Jahr von der Gewährung des Vorschusses vorlegen. Wenn der Arbeitgeber die gewünschten Belege innerhalb von einem Jahr vom Inkrafttreten des Gerichtsbeschlusses und der vorläufige Verwalter oder Verwalter spätestens bis ein Jahr von der Gewährung des Vorschusses, wird die Niederlassung bis 30 Tage von der Beendigung dieser Frist die GP-Leistung in die Höhe des Anspruchs, höchstens in die Höhe des Mindestlohns der laut Sondervorschrift mit Monatslohn vergüteten Arbeitnehmer in dem Arbeitsverhältnis nachzahlen.

(9) Die Auszahlung der GP-Leistung wird von der Niederlassung anhand des schriftlichen Antrags spätestens bis 60 Tage von der Antragszustellung erfolgen.

(10) Der Arbeitnehmer, der das arbeitsrechtliche Verhältnis nach Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers geschlossen hat und auf die Insolvenz des Arbeitgebers schriftlich hingewiesen wurde, hat keinen Anspruch auf die GP-Leistung.

(11) Der Arbeitnehmer, der das statutarische Organ des Arbeitgebers oder Mitglied des statutarischen Organs des Arbeitgebers ist und mindestens 50% Anteil an Vermögen des Arbeitgebers besitzt, hat keinen Anspruch auf die GP-Leistung.

(12) Zu Zwecken der Beurteilung des Anspruchs auf die GP-Leistung wird auch die Genossenschaft als Arbeitgeber betrachtet. Wenn die Insolvenz der Genossenschaft entsteht, wird als Antragsteller der GP-Leistung das Mitglied der Genossenschaft im Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft laut § 226 Abs. 2 Gesetz Nr. 513/1991 der Sammlung des Handelsgesetzbuches betrachtet.

(13) Als nichtbefriedigte Ansprüche des Antragstellers werden Ansprüche des Antragstellers laut § 102 Abs. 1 Buchst. a) bis l) des Gesetzes betrachtet, wenn sein Arbeitgeber insolvent wurde und diese Ansprüche dem Antragsteller nicht befriedigen kann. 

* eine der Möglichkeiten wählen und ankreuzen 
* eine der Möglichkeiten wählen und ankreuzen     


